
  

Landesfeuerwehrverband 
Rheinland-Pfalz e. V.
Lindenallee 41–43
56077 Koblenz

Telefon:  0261 97434-0
Fax:  0261 97434-34
E-Mail:   post@lfv-rlp.de
Internet:  www.lfv-rlp.de

Öffnungszeiten:
Mo–Mi:  8:00–17:00 Uhr
Do:  8:00–19:00 Uhr
(In den Ferien keinen langen Donnerstag)

Fr:  8:00–13:00 Uhr Direkt zu unserer Homepage Folge uns auf Facebook
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Generalsekretär 
Jens Guth, 
SPD

Franktionsvorsitzender 
Daniel Köbler, 
Bündnis 90/Die Grünen

Landesvorsitzende 
Julia Klöckner, 
CDU
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die Feuerwehren sind eine aner-

kannte Stütze unserer Gesellschaft, 

und ihr Wirken betrifft alle Bürgerin-

nen und Bürger in Rheinland-Pfalz.

In verschiedenen Veranstaltungen 

wird der Landesfeuerwehrverband 

Rheinland-Pfalz in diesem Jahr The-

men der rheinland-pfälzischen Feu-

erwehren bei den im Landtag ver-

tretenen Parteien ansprechen.

Mit diesen „Wahlprüfsteinen“ legen 

wir einen ersten Grundstein, um die 

Positionen der einzelnen Parteien 

für die Entwicklung des Feuerwehr-

wesens in den nächsten Jahren zu 

erfahren und sie sowohl dem Feu-

erwehrangehörigen als auch der Öf-

fentlichkeit zugänglich zu machen.

Der Fragenkatalog ist mit verschie-

denen Gremien des Verbandes und 

mit Führungskräften an der Basis 

entstanden und liefert Aussagen zu 

einigen wesentlichen Rahmenbedin-

gungen und die zukünftige Finanzie-

rung der Feuerwehren.

Die Antworten der Parteien werden 

hiermit allen Bürgerinnen und Bür-

gern zur Verfügung gestellt. 

Der Landesfeuerwehrverband Rhein-

land-Pfalz vertritt letztendlich jeden 

Bürger, denn für jede(n) einzelne(n) 

ist es lebenswichtig, wie sicher sie/er 

sich in Rheinland-Pfalz fühlen kann.

Denn Demokratie lebt vom Mit-
machen!

Wir appellieren aber vor allem auch 

an die Verantwortung der Politik, 

damit die Zukunft der Feuerwehren 

gesichert ist: Dabei sind neben der 

Mitgliederwerbung, mit einer lan-

deseinheitlichen Imagekampagne, 

auch eine solide Finanzierung und 

vernünftige Rahmenbedingungen 

notwendig. Schaffen Sie die Grund-

lagen hierfür – wir sind dabei gerne 

an Ihrer Seite!

Mit freundlichen Grüßen

Frank Hachemer

Präsident

Landesfeuerwehrverband 

Rheinland-Pfalz e.V.

Sehr geehrte Damen und Herren,



Wahlprüfsteine des Landesfeuerwehrverbandes Rheinland-Pfalz zur Landtagswahl 2016

1. Personal- und 
Ausbildungskapazitäten 
an der Feuerwehr- und  
Katastrophenschutzschule:

An der Landeseinrichtung für die 
Ausbildung von Führungs- und Spe-
zialfunktionen der Feuerwehren und 
des Katastrophenschutzes, der Feu-
erwehr- und Katastrophenschutz-
schule (LFKS) Rheinland-Pfalz, gibt 
es ärgerliche Engpässe bei der Perso-
nalausstattung. Seit langem können 
somit weit weniger Kräfte ausge-
bildet werden, als Bedarf im Lande 
besteht. Was wird Ihre Partei, sollte 
sie nach den Wahlen in Regierungs-
verantwortung kommen, konkret 
unternehmen, um die Deckung des 
Bedarfes an Ausbildung an der LFKS 
sicherzustellen? 

     SPD

Die Landesfeu-
erwehr- und 
Katastrophen-
schutzschule 
ist die zentrale 
Ausbildungs-
stätte für die 
Freiwilligen Feuerwehren, die Be-
rufs- und Werkfeuerwehren und 
die anderen Hilfsorganisationen in 
Rheinland-Pfalz. Die dort geleistete 
Arbeit wird von der SPD, den Mit-
gliedern der SPD-Landtagsfraktion 
und der SPD-geführten Landesre-
gierung in höchstem Maße aner-
kannt. 

Die Landesregierung hat bereits 
2014 den „Beirat LFKS“ eingerichtet, 
der Vorschläge für eine personelle, 
organisatorische und finanzielle 
Weiterentwicklung der Schule er-
arbeiten und diese auch zukünftig 
dauerhaft begleiten soll. Mitglieder 
des vom Innenministerium geleite-
ten Beirates sind insbesondere Ver-
treterinnen und Vertreter aus allen 
Ebenen des Feuerwehrwesens. 
Schon in dem kurzen Zeitraum seit 
der Einrichtung konnten Maßnah-
menvorschläge unterbreitet und 
durchgeführt worden. 

Insbesondere konnten höher 
bewertete Stellen geschaffen 
und auch die Durchführung aller 
Lehrgänge sichergestellt werden. 
Durch eine enge Kooperation der 
LFKS und des Landesfeuerwehr-
verbandes Rheinland-Pfalz e.V. 
(LFV) wurde die Unterrichtssituati-
on bereits für das Jahr 2015 deut-
lich verbessert. Damit ist auch der 
erfolgreiche Weg für die nächste 
Legislaturperiode vorgezeichnet. 

Höchste Priorität hat für die SPD 
in Rheinland-Pfalz weiterhin eine 
bedarfsgerechte Ausbildung der 
ehrenamtlichen Feuerwehfrauen 
und -männer. 

     Bündnis 90/Die Grünen

Die Ausbil-
dung der 
F e u e r w e h r -
frauen und 
F e u e r w e h r -
männer hat 
im Land 
Rheinland-Pfalz höchste Priori-
tät. Wir Grüne haben in dieser 
Legislaturperiode entscheidend 
dazu beigetragen, dass die An-
zahl der Beschäftigten an der 
Landesfeuerwehr-und Katastro-
phenschutzschule (LFKS) nicht 
zurückgegangen ist. Denn ent-
gegen der Empfehlung des Lan-
desrechnungshofes werden dort 
momentan vier neue Stellen für 
Lehrkräfte geschaffen. Auch die für 
die Wehren wichtigen Gruppen-
führerlehrgängen können dadurch 
und durch die Zusammenarbeit 
mit dem Landesfeuerwehrverband 
erheblich ausgeweitet.

Auch in der Zukunft werden wir 
Grüne uns für eine praxisnahe und 
hochwertige Ausbildung an der 
LFKS einsetzen. Insbesondere muss 
das Kursangebot noch stärker auf 
die Bedürfnisse der ehrenamtli-
chen Mitglieder der Feuerwehren 
zugeschnitten werden. Auch eine 
engere Kooperation mit den kom-
munalen Spitzenverbänden und 
dem Landesfeuerwehrverband 
kann das Kursangebot und die 
Ausbildung an der LFKS weiter ver-
bessern. Wir sehen außerdem eine 
modulare Grundausbildung an der 
LFKS als erstrebenswert an. Hierfür 
bedarf es aber selbstverständlich 
ausreichend Personal und finanzi-
elle Mittel, um den Bedarf an Aus-
bildung an der LFKS zu decken.

     CDU

Die Engpässe 
bei der Per-
sonalausstat-
tung der Feu-
erwehr- und 
Katastrophen-
schutzschule 
(LFKS) des Landes sind ein großes 
Ärgernis für alle ehrenamtlichen 
Feuerwehrangehörigen. Viele 
ehrenamtliche Feuerwehrleute 
warten seit Jahren auf einen Aus-
bildungsplatz, bekommen aber 
immer wieder eine Absage. Dies 
wirkt sich demotivierend auf die 
ehrenamtliche Arbeit der Feu-
erwehrleute aus. Der große und 
wichtige Einsatz der Feuerwehr-
leute in unserem Land muss des-
halb mehr wertgeschätzt werden. 
Auch wenn die Landesregierung 
derzeit vakante Stellen wieder neu 
besetzen möchte, ist es fraglich, ob 
geeignetes Personal für die Stellen 
gefunden wird, da mittlerweile der 
Bedarf an hauptamtlichen Feuer-
wehrangehörigen gerade auch bei 
kommunalen Trägern zugenom-
men hat. Daher muss die Attrak-
tivität der Planstellen an der LFKS 
gefördert werden. Z.B. durch die 
Zahlung der Feuerwehrzulage, wie 
dies auch in anderen Bundeslän-
dern der Fall ist. 

Eine Initiative des Landesfeuerwehrverbandes 
und des Landes Rheinland-Pfalz.

www.deine-heimat-deine-feuerwehr.de

Sei dabei!
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     CDU

Die Tagesalarmbereitschaft ist bei 
vielen Feuerwehreinheiten leider 
gefährdet. Aufgrund unserer länd-
lichen Struktur und der teilweise 
weiten Arbeitswege der ehren-
amtlichen Feuerwehrangehörigen 
stehen tagsüber oftmals nicht 
genügend Feuerwehrangehörige 
für Einsätze zur Verfügung. Abhilfe 
wird derzeit in vielen Fällen durch 
Alarmierungseinheiten geschaffen. 
Jedoch ist es für die ortsansässi-
gen Betriebe problematisch, ihre 
Mitarbeiter kurzfristig freizustellen. 
Daher muss geprüft  werden, wel-
che Förderungsmöglichkeiten für 
Unternehmen möglich sind, die 
Feuerwehrangehörige für ihren 
Dienst freizustellen. Steuerliche 
Vergünstigungen könnten eine 
Möglichkeit der Entlastung sein. 
Im Bereich der öffentlichen Ver-
waltung sollte es im Interesse des 
Brandschutzträgers selbst liegen, 
bei Einstellungen darauf zu achten, 
dass auch ehrenamtliche Feuer-
wehrangehörige bei gleicher Eig-
nung bevorzugt werden. Ob eine 
Ehrenamtsquote vergleichbar der 
Frauenquote rechtlich möglich ist, 
sollte geprüft werden. 

Wahlprüfsteine des Landesfeuerwehrverbandes Rheinland-Pfalz zur Landtagswahl 2016

     SPD

Die ehrenamtlichen Feuerwehr-
angehörigen leisten einen sehr 
verantwortungsvollen und oftmals 
auch gefahrenträchtigen Dienst 
und gewährleisten durch ihr En-
gagement die innere Sicherheit in 
unserem Land. Deshalb haben sie 
einen Anspruch darauf, vor unzu-
mutbaren Nachteilen bewahrt zu 
werden.
Ehrenamt und berufliche Anforde-
rungen müssen in einem ausge-
wogenen Verhältnis stehen, wenn 
ehrenamtlicher Feuerwehrdienst 
auch vor dem Hintergrund eines 
geänderten Freizeitverhaltens und 
stärkerer beruflicher Inanspruch-
nahme künftig noch leistbar sein 
soll. Dabei sind die kommunalen 
Aufgabenträger auf eine aktive 
Unterstützung der Wirtschaft an-
gewiesen, denn ohne Bereitschaft 
der Arbeitgeber, ihren Mitarbeitern 
den Dienst für die Allgemeinheit 
zu ermöglichen und dies auch 
möglichst aktiv zu unterstützen, 
wird es immer schwieriger, die Ta-
gesalarmsicherheit der Freiwilligen 
Feuerwehr auf Dauer zu gewähr-
leisten. Gleichzeitig müssen auch 
die berechtigten Interessen der 
Arbeitgeber gewahrt werden. Zur 
Förderung der partnerschaftlichen 
Zusammenarbeit zwischen Kom-
munen und Wirtschaft soll eine Än-
derung des LBKG erfolgen, die den 
Abschluss öffentlich-rechtlicher 
Partnerschaftsvereinbarungen zwi-
schen kommunalen Aufgabenträ-
gern und Betrieben zulässt, aber 
auch die Freistellung für den Feu-
erwehrdienst verbessert. Flankiert 
werden soll dies durch eine aus-
drückliche gesetzliche Betonung 
der Vorbildfunktion öffentlicher 
Arbeitgeber und die Entlastung der 
Feuerwehr von feuerwehrfremden 
Aufgaben. Wenn ehrenamtliche 
Feuerwehrangehörige nur noch bei 
Bränden und anderen Gefahrenla-
gen alarmiert werden und den Ar-
beitsplatz nicht mehr für Fahrbahn-
reinigungen von Ölspuren und 
andere fachbehördliche Aufgaben 
verlassen müssen, kann dies eben-
falls zur Erhöhung der Akzeptanz 
für den Feuerwehrdienst bei den 
Arbeitgebern beitragen.
Unverzichtbar ist ein Werben für 
die besonderen Belange des eh-
renamtlichen Feuerwehrdienstes 
auf allen Ebenen. Dies ist auf der 
kommunalen Ebene Chefsache der 
Bürgermeister. Aus unserer Sicht 
besteht eine besondere Verpflich-
tung einer Landesregierung darin, 
diese Thematik in den Gesprächen 
mit Kammern und Verbänden der 
Arbeitgeber sowie der Kommuna-
len Spitzenverbänden immer wie-
der aufzugreifen.

2. Freistellung von Arbeitneh-
mern für den Feuerwehreinsatz: 

Viele Arbeitgeber stellen Mitarbei-
ter als Feuerwehrangehörige tags-
über frei, damit sie bei Einsätzen in 
den Feuerwehrdienst können. Viele 
jedoch lassen dies nicht zu. Man-
chen ist dies nicht möglich, da der 
Mitarbeiter bei wichtigen Abläufen 
fehlen würde. Manche verhindern 
eine Freistellung oder üben dagegen 
Druck aus, obwohl ein Verlassen des 
Arbeitsplatzes durchaus möglich 
wäre und eigentlich auch gesetzes-
konform wäre – das gilt leider auch 
für Öffentliche Verwaltungen.  Das 
verschärft die Probleme, dass tags-
über zu den Arbeitszeiten eher we-
nige ehrenamtliche Feuerwehrleute 
für schnelle Einsätze zur Verfügung 
stehen. Was wird Ihre Partei, sollte sie 
nach den Wahlen in Regierungsver-
antwortung kommen, konkret unter-
nehmen, um eine stärkere Öffnung 
der Wirtschaft und auch der Öffent-
lichen Hand für die Freistellung von 
Mitarbeitern für den Feuerwehr-
dienst zu erreichen?

     Bündnis 90/Die Grünen

§ 15 des Brand- und Katastrophen-
schutzgesetzes regelt bereits heu-
te, dass Mitglieder der Freiwilligen 
Feuerwehren für die Teilnahme 
an Einsätzen, Übungen und Lehr-
gängen von ihren Arbeitgebern 
freizustellen sind. In der Realität 
zeigt sich aber, dass Feuerwehran-
gehörige regelmäßig unter Druck 
geraten, wenn sie von diesem 
Recht Gebrauch machen wollen. 
Die fehlende Freistellung von Feu-
erwehrdienstleistenden für Einsät-
ze während der Arbeitszeit stellt 
daher eines der größten Probleme 
zur Absicherung der Tageseinsatz-
bereitschaft.

Für uns Grüne ist es daher unab-
dingbar, dass die Notwendigkeit 
der Freistellung der Feuerwehrleu-
te bei den Arbeitgebern in Wirt-
schaft und öffentlicher Hand stär-
ker betont wird. Insbesondere die 
Kommunen sollten hier mit gutem 
Beispiel voran gehen. Daher wer-
den wir Grüne uns dafür einsetzen, 
dass entsprechende Rechtsgrund-
lagen für die Verpflichtung von 
Beschäftigten der Gemeinde- und 
Stadtverwaltungen geschaffen 
werden. In diesem Zuge wird aber 
auch eine Debatte über eine mög-
liche finanzielle Entschädigung für 
den Arbeitsausfall der Feuerwehr-
dienstleistenden mit den privaten 
Arbeitgebern zu führen sein.

www.deine-heimat-deine-feuerwehr.de

Eine Initiative des Landesfeuerwehrverbandes 
und des Landes Rheinland-Pfalz.
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3. Zweckbindung der 
Feuerschutzsteuer: 

Die Feuerschutzsteuer auf Versi-
cherungen ist zweckgebunden und 
kommt dem Brandschutz zugute. 
In der Vergangenheit gab es jedoch 
Versuche der Politik, die Einnahmen 
aus dieser Steuer auch anderen Zwe-
cken außerhalb des Brandschutzes 
zukommen zu lassen. Da die staat-
lichen Finanzmittel ja sowieso nicht 
üppig bemessen sind, darf es aus 
Sicht der Feuerwehren eine Zweck-
entfremdung keinesfalls geben. Wie 
steht Ihre Partei zur Zweckbindung 
der Feuerschutzsteuer – auch vor 
dem Hintergrund des bestehenden 
Investitionsstaus, nach dem zurzeit 
wegen nicht erfolgender Förde-
rungszahlungen manche Neu-An-
schaffungen von Fahrzeugen oder 
Feuerwehrhäusern nicht möglich 
sind und daher dringend Zahlungen 
erwartet werden?

     SPD

Die Zweckbindung der Feuer-
schutzsteuer ist in § 34 Abs. 3 Satz 
2 des Brand- und Katastrophen-
schutzgesetzes (LBKG) festgelegt. 
Sie besagt, dass die Feuerschutz-
steuer nur für den Vorbeugenden 
und Abwehrenden Brandschutz zu 
verwenden ist. Die SPD hält an die-
ser gesetzlichen Regelung auch für 
die Zukunft fest. 

In den vergangenen vier Jahren 
wurden insgesamt 51,1 Millionen 
Euro für die finanzielle Förderung 
bereitgestellt. So konnten 125 Feu-
erwehrhäuser mit 21,1 Millionen 
Euro aus Mitteln der Feuerschutz-
steuer durch das Land gefördert 
werden. Mit einem Fördervolumen 
von 21,6 Millionen Euro an Zu-
wendungsmitteln konnten die 
Kommunen von 2011 bis 2014 ins-
gesamt 470 Feuerwehrfahrzeuge 
beschaffen. Auch in Zukunft wird 
sich die SPD für eine nachhaltige 
finanzielle Förderung der Feuer-
wehren einsetzen und zusammen 
mit den Kommunen die Zukunft 
der Wehren gestalten.

     Bündnis 90/Die Grünen

Eine erneute Zweckentbindung 
der Feuerschutzsteuer wird es 
mit uns Grünen nicht geben. Die 
teilweise Aussetzung der Feuer-
schutzsteuer in den Jahren 2012 
und 2013 war eine einmalige Maß-
nahme, um der in der vergangenen 
Legislaturperiode von allen Frak-
tionen beschlossenen Haushalts-
konsolidierung nachzukommen. 
Dennoch ist es uns gelungen durch 
andere Mehreinnahmen und durch 
eine gemeinsame kostengünstige 
Beschaffung des Digitalfunks einen 
Großteil der geplanten Einsparun-
gen zu kompensieren, so dass die 
Wehren auch 2012 und 2013 auf 
eine ähnlich hohe Fördersumme 
wie im vergangenen kamen.

Gerade mit Hinblick auf den Inves-
titionsstau muss die Zweckentbin-
dung der Feuerschutzsteuer eine 
einmalige Maßnahme bleiben. 
Zukünftig sollen mindestens 13 
Millionen Euro zur kommunalen 
Förderung der Wehren aus den 
Einnahmen der Feuerschutzsteuer 
zur Verfügung stehen. Mit uns Grü-
nen werden diese Einnahmen den 
Wehren in der nächsten Legislatur-
periode auch komplett zur Verfü-
gung stehen.

     CDU

Der Investitionsstau für feuerwehr-
technisches Gerät liegt derzeit 
bei rd. 40 Mio. €. Vor diesem Hin-
tergrund hat sich die CDU auch 
vehement gegen die Zweckent-
fremdung der Feuerschutzsteuer 
ausgesprochen. Denn die durch 
Rot-Grün verschuldete schlechte 
Haushaltslage und die damit ver-
bundene Einhaltung der Schulden-
bremse darf nicht auf dem Rücken 
der vielen Ehrenamtlichen unseres 
Landes, aber auch insbesondere 
nicht auf Kosten der Sicherheit un-
serer Bürgerinnen und Bürger aus-
getragen werden. Die CDU steht 
für die Zweckbindung der Feuer-
schutzsteuer!

KEINER DA, 
DER UNS FÄHRT!

Eine Initiative des Landesfeuerwehrverbandes 
und des Landes Rheinland-Pfalz.

www.deine-heimat-deine-feuerwehr.de
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     CDU

Der Stellenwert der Arbeit unserer 
ehrenamtlichen Feuerwehrange-
hörigen wird seitens der CDU sehr 
hoch geschätzt. Insgesamt muss 
jedoch daran gearbeitet werden, 
dass die vielen ehrenamtlichen 
Feuerwehrfrauen und Feuerwehr-
männer mehr Wertschätzung er- 
fahren. Diese Wertschätzung könn-
te z.B. durch zusätzliche Ehrungen 
für 5, 10 oder 15 Jahre Feuer-
wehrdienst erfolgen. Mit diesen 
Ehrungen könnte man Anerken-
nungsprämien, vergleichbar wie in 
Hessen, auszahlen. 

Ein weiterer Schwerpunkt muss 
die Förderung der Bambini-Feu-
erwehren sein. Während derzeit 
keine spezielle Förderung für un-
sere Bambini-Feuerwehren bereit 
gestellt wird, ist es ein Anliegen 
der CDU, gerade die „Kleinen“ für 
den Feuerwehrdienst zu begeis-
tern und somit auch die Nach-
wuchsarbeit bei der Feuerwehr zu 
unterstützen. Denn die Aktivitäten 
der Feuerwehren in unserem Land 
bereichern in großem Maße das 
gesellschaftliche Leben in unseren 
Dörfern und Städten.

     SPD

Die SPD sieht in der Ausübung des 
Ehrenamts eine der wesentlichen 
Grundlagen für das gesellschaft-
liche Zusammenleben und ein 
funktionierendes Gemeinwohl in 
Rheinland-Pfalz. Dabei nehmen 
die Feuerwehrfrauen- und Männer 
unter den Ehrenamtlichen eine 
herausgehobene Stellung ein, da 
sie ihr Leben und ihre Gesundheit 
für die Allgemeinheit riskieren und 
dabei einen wesentlichen Beitrag 
zum sicheren (Zusammen-)Leben 
leisten. 

Gute Ausbildung und gute Ausrüs-
tung sind elementar für den Dienst 
in der Feuerwehr. 

Daher sieht es die SPD als eine der 
wichtigsten Aufgaben einer Lan-
desregierung an, die kommunalen 
Aufgabenträger bei der Sicherstel-
lung der zivilen nicht polizeilichen 
Gefahrenabwehr zu unterstützen, 
in dem insbesondere eine qualita-
tiv hochwertige Ausbildung von 
Fach- und Führungskräften an der 
Feuerwehr- und Katastrophen-
schutzschule gewährleistet wird. 
Darüber hinaus gehört eine zeit-
nahe, verlässliche und nachhaltige 
finanzielle Förderung von Beschaf-
fungs- und Baumaßnahmen für 
die SPD selbstverständlich zu den 
elementaren staatlichen Aufgaben.  

Die SPD-geführte Landesregierung 
hat darüber hinaus die Leitstelle 
Ehrenamt und Bürgerbeteiligung 
eingerichtet. Die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sind Ansprechpart-
ner für alle Fragen und Anliegen, 
aber auch für ganz konkrete Hilfe-
stellung.

4. Stellenwert des ehrenamt- 
lichen Feuerwehrdienstes: 

Die Feuerwehren in Rheinland-Pfalz 
basieren mit Ausnahme von 5 Be-
rufsfeuerwehren auf dem Ehrenamt. 
Im Unterschied zu vielen anderen, 
ebenfalls für das Gemeinwesen hoch 
bedeutenden ehrenamtlichen Tä-
tigkeiten stehen Feuerwehr-Aktive 
24 Stunden täglich rund um die Uhr 
an jedem Tag der Woche zur Ver-
fügung, um jederzeit Hilfe in allen 
erdenklichen Situationen zu leisten. 
Nicht zuletzt steht dabei jederzeit – 
trotz aller Vorsichts- und Unfallver-
hütungsmaßnahmen – auch deren 
Unversehrtheit zur Disposition. Wel-
che Anreize, vielleicht auch finanziell 
oder materiell, wird Ihre Partei schaf-
fen, sollte sie nach der Wahl in Regie-
rungsverantwortung kommen, da-
mit sich dennoch weiter Menschen 
zu diesem Ehrenamt bereit finden 
beziehungsweise dieses auch weiter 
ausüben?

     Bündnis 90/Die Grünen

In Rheinland-Pfalz leisten 55.000 
Frauen und Männer in den rund 
2.400 örtlichen Feuerwehren einen 
unverzichtbaren Dienst für die All-
gemeinheit – zumeist im Ehrenamt. 
Für uns Grüne ist es wichtig dieses 
Engagement zu würdigen. Die 
kürzlich in ganz Rheinland-Pfalz 
eingeführte Ehrenamtskarte ist 
ein Dank auch an alle Feuerwehr-
frauen und Feuerwehrmänner für 
ihre überdurchschnittlichen Leis-
tungen für die Gesellschaft. Mit 
ihr können landesweit sämtliche 
Vergünstigungen in Anspruch ge-
nommen werden, die das Land, die 
teilnehmenden Kommunen oder 
private Partner zur Verfügung stel-
len. Wir Grüne unterstützen auch 
die Einführung eines Ehrenamts-
ausweises auf Bundesebene.

Neben der gesellschaftlichen An-
erkennung des Engagements der 
Mitglieder der Freiwilligen Feuer-
wehren, muss aber auch über eine 
Anerkennung der im Feuerwehr-
dienst erworbenen Fähigkeiten im 
beruflichen Umfeld diskutiert wer-
den. Wir Grüne werden daher eine 
Anerkennung dieser als Fortbil-
dung oder Weiterbildung prüfen.

www.deine-heimat-deine-feuerwehr.de
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5. Erhalt örtlicher Feuerwehren  
und der Feuerwehr „in der 
Fläche“: 

Die ehrenamtlichen Feuerwehren 
sind gemeinsam mit den Berufsfeu-
erwehren ein wichtiger stabilisieren-
der Faktor in unserer Gesellschaft: 
Hier kommen Bürger praktisch jeden 
Alters und unterschiedlichster beruf-
licher Ausrichtung zusammen, um 
sich für die Sicherheit ihrer Mitmen-
schen einzusetzen. Vielerorts sind 
sie dabei die einzige Institution, die 
in der Fläche und in kleineren Or-
ten durch ihre hoheitliche Aufgabe 
staatliche und öffentliche Präsenz 
darstellt – und dies gleichzeitig mit 
ihrer personellen Verwurzelung vor 
Ort. In den örtlichen Einheiten wer-
den dabei demokratische Entschei-
dungsformen ebenso gelebt und 
damit für jüngere Menschen einge-
übt, wie auch der Zusammenhalt 
zur gemeinsamen Bewältigung von 
schwierigen Lebenssituationen in die 
Tat umgesetzt und somit geübt wird. 
Leider gibt es Tendenzen, diese Struk-
turen aus Einsparungsgründen oder 
aus Gleichgültigkeit nicht weiter zu 
stützen. Wie steht Ihre Partei dazu? 

     SPD

Bereits im Jahr 2005, als der Lan-
desrechnungshof die Zusammen-
legung von Feuerwehren forder-
te, haben in einer unmittelbaren 
Gegendarstellung der Landesre-
gierung Ministerpräsident Beck 
und Innenminister Bruch am Tag 
nach der Veröffentlichung dieses 
Berichts in einer gemeinsamen 
Pressemitteilung betont, dass die 
Feuerwehren das Kernstück der 
zivilen Gefahrenabwehr sind und 
eine herausgehobene Rolle bei der 
Wahrung der Inneren Sicherheit 
spielen. Eine zwangsweise Zusam-
menlegung örtlicher Feuerwehren 
lehnten schon damals Minister-
präsident Beck und Innenminister 
Bruch ab. Dieser Grundsatz gilt 
weiterhin und wird auch heute 
von Ministerpräsidentin Dreyer 
und „Feuerwehr-Minister“ Lewentz 
nachhaltig vertreten. Diese Hal-
tung muss aus Sicht der SPD auch 
für künftige Regierungen gelten. 
Die SPD sieht dies als Selbstver-
pflichtung. 

Die Feuerwehren leisten einen 
unverzichtbaren Beitrag zum si-
cheren Zusammenleben in unserer 
Gesellschaft. Die Feuerwehrleute 
sind mit schwierigsten, riskanten, 
oft lebensgefährlichen Aufgaben 
betraut, die sie für die Allgemein-
heit leisten. Den 55.000 Mitglie-
dern in unseren 2.400 örtlichen 
Feuerwehren kommt darüber hi-
naus eine große gesellschaftspo-
litische Bedeutung zu. Vor diesem 
Hintergrund kann die Struktur der 
örtlichen Feuerwehren in unserem 
Land nicht allein mit betriebswirt-
schaftlichen Maßstäben beurteilt 
werden. 

     Bündnis 90/Die Grünen

Wir Grüne stehen dafür, dass die 
Feuerwehr im Dorf bleibt. Denn die 
örtlichen Wehren stellen nicht nur 
den Schutz der Bevölkerung sicher, 
sondern sie sind auch wichtiges 
Bindeglied zwischen Bürgerinnen 
und Bürgern und dem Gemeinwe-
sen und daher ein bedeutender 
Teil des sozialen und kulturellen 
Lebens in vielen Gemeinden.

Wir sorgen für eine adäquate Aus-
bildung und Unterbringung unse-
rer Wehren und die notwendige 
finanzielle Ausstattung. Auch wer-
den wir weiterhin die Wehren und 
den Landesfeuerwehrverband bei 
der Gewinnung von neuen Mitglie-
dern – insbesondere von Frauen 
und Bürgerinnen und Bürgern mit 
Migrationshintergrund – unter-
stützen und die Gründung von 
„Bambini“- und Jugendfeuerweh-
ren fördern.

Um den Bestand der Wehren im 
ländlichen Raum aufrechterhalten 
zu können, setzen wir uns auch für 
freiwillige Zusammenschlüssen 
von Kleinstfeuerwehren ein. Deren 
Anliegen werden wir bevorzugt 
mit den nötigen finanziellen Mit-
teln ausstatten.

     CDU

In vielen, gerade kleineren Ortsge-
meinden ist oftmals die örtliche 
Feuerwehreinheit noch der einzige 
Verein vor Ort. Der CDU ist bewusst, 
dass neben dem Feuerwehrdienst 
diese Feuerwehreinheiten auch 
ein Kulturträger in einer Gemeinde 
sind. Weiterhin ist der CDU bewusst, 
dass ohne eine örtliche Feuerwehr 
vor Ort viele Gemeinschaftsauf-
gaben nicht erfüllt würden. Daher 
ist es das Bestreben der CDU, alle 
Feuerwehreinheiten, auch in den 
kleineren Ortschaften, zu erhalten. 
Mit Sorge erfüllt uns jedoch die 
Tatsache, dass in vielen kleineren 
Ortsgemeinden nicht mehr ge-
nügend Menschen zur Verfügung 
stehen, den ehrenamtlichen Feuer-
wehrdienst auszuüben. Daher sind 
die Punkte 4 und 5 miteinander zu 
kombinieren. 

KEINER DA, DER KEINER DA, DER 
UNS BEDIENT!
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     CDU

Die Fördervereine der Feuerweh-
ren sind ein wichtiger Bestand-
teil der örtlichen Vereinsstruktur. 
Durch Feste und Aktivitäten wer-
den die meisten Einnahmen für 
die Beschaffung von zusätzlichem 
feuerwehrtechnischem Gerät er-
zielt. Die gesetzlich vorgeschriebe-
ne Ausstattung muss jedoch vom 
Brandschutzträger beschafft wer-
den. Die finanzielle Unterstützung 
sollte sich daher nur auf zusätzliche 
Gerätschaften beziehen. 

     SPD

Den Feuerwehr-Fördervereinen 
kommt gerade auf der örtlichen in 
den Ortsgemeinden eine beson-
dere Bedeutung zu, die sich nicht 
auf eine finanzielle Förderung der 
Gemeindefeuerwehren reduzie-
ren lassen sollte. Insbesondere die 
ideelle Förderung der Gemeinde-
feuerwehren spielt hier eine ganz 
wesentliche Rolle. 

Sie bietet gerade den Bürgerinnen 
und Bürgern die Möglichkeit sich 
bürgerschaftlich zu engagieren, die 
selbst nicht aktiv in die Feuerwehr 
eintreten können. 

Selbstverständlich ist auch die 
finanzielle Unterstützung der Ge-
meindefeuerwehren durch die 
Fördervereine zu begrüßen. Dies 
gilt aus Sicht der SPD insbesonde-
re dann, wenn diese Förderung die 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
der freiwilligen Feuerwehr betrifft, 
beispielsweise bei der Beschaffung 
von Mannschaftstransportwagen, 
die insbesondere auch von der Ju-
gendfeuerwehr bei Freizeitaktivitä-
ten genutzt werden können. 

6. Rolle von Fördervereinen bei 
der Ausstattung der Feuerwehr: 

Löblicherweise gibt es bei vielen 
Feuerwehren Fördervereine. Sie un-
terstützen die Wehren jeweils mit 
Geldbeträgen, die zum Beispiel zur 
Anschaffung von zusätzlichen nütz-
lichen und hilfreichen Materialien 
genutzt werden. Gelegentlich wer-
den jedoch auch fälschlicherweise 
dadurch Ausgaben bestritten, die 
eigentlich allein durch den Träger 
der Feuerwehr bestritten werden 
müssten – die Fördervereine sollen 
und können nicht dafür herhalten, 
die ohnehin gesetzlich notwendigen 
Ausgaben der Gemeinden zu erset-
zen. Wie sehen Sie den Stellenwert 
von Fördervereinen?

     Bündnis 90/Die Grünen

Grundsätzlich begrüßen wir Grüne 
die Tatsache, dass Feuerwehrleute 
und feuerwehrinteressierte Bürge-
rinnen und Bürger ihre örtlichen 
Wehren unterstützen. Mit ihrem 
Engagement tragen sie dazu bei 
die Aufmerksamkeit in der Öffent-
lichkeit auf die Bedürfnisse der 
Feuerwehren zu lenken. Daneben 
können die Fördervereine die 
Wehren auch bei der Anschaffung 
von Ausrüstungsgegenständen 
außerhalb der gesetzlichen Min-
destausstattung unterstützen. Es 
wäre daher wünschenswert, wenn 
die Kommunen in ihren Amtsblät-
tern für diese Fördervereine mehr 
werben würden. Dennoch ist es 
für uns Grüne ganz klar, dass die 
finanzielle und materielle Ausstat-
tung der Wehren eine gemeinsame 
Pflichtaufgabe des Landes und der 
Kommunen ist.

Eine Initiative des Landesfeuerwehrverbandes 
und des Landes Rheinland-Pfalz.
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7. Hauptamtliche bei der 
ehrenamtlichen Feuerwehr: 

Die ehrenamtlich tätigen Feuerwehr-
Aktiven werden in vielen Funktionen 
durch zahlreiche Aufgaben belastet. 
Einsatzleiter müssen Einsatzberichte 
formulieren, Gerätewarte müssen 
Pflichtenhefte und Prüfungsinter-
valle bei allerlei Gerätschaften und 
Ausstattungen berücksichtigen, Füh-
rungskräfte werden in Planungen 
und organisatorische Aufgaben aller 
Art involviert. Welche Möglichkeiten 
sehen Sie, dass hauptamtliche Kräfte 
das Ehrenamt entlasten und somit 
das Ehrenamt attraktiver machen?

     SPD

Der Grundsatz „Das Hauptamt 
unterstützt des Ehrenamt“ ist aus 
Sicht der SPD für den Erhalt der 
Ehrenamtlichkeit unabdingbar, ins-
besondere für Führungskräfte der 
Feuerwehr und Gerätewarte.  

Die gesetzlichen Grundlagen, die 
Führungskräfte der Feuerwehren 
und die Gerätewarte mit haupt-
amtlichem Personal zu besetzen, 
sind von der SPD-geführten Lan-
desregierung geschaffen worden. 
Es kommt nun darauf an, dies vor 
Ort in den Gemeinden umzuset-
zen. Darüber hinaus sollten rein 
organisatorische Arbeiten von den 
Verwaltungsbeamten und -ange-
stellten in den Verbandsgemein-
deverwaltungen bzw. Kreisverwal-
tungen übernommen werden, um 
somit die Wehrleiter und Kreisfeu-
erwehrinspekteure zu entlasten.

     Bündnis 90/Die Grünen

Die Entlastung von ehrenamtlich 
Tätigen ist ein wichtiger Teilaspekt 
zur Stärkung des Ehrenamts. Die 
ehrenamtliche Wehrführer und 
Wehrleiter können die vielfachen 
Aufgaben nur durch ein erhebli-
ches persönliches Engagement 
erfüllen. Wir Grüne werden uns 
deshalb dafür einsetzen, dass die 
organisatorischen und administ-
rativen Aufgaben der Wehrführer 
getrennt werden. Dies böte auch 
Menschen, die aus gesundheitli-
chen Gründen keinen Feuerwehr-
dienst leisten können, die Chan-
ce eine Führungsposition in der 
Feuerwehr zu übernehmen. Auch 
muss über die Einrichtung und den 
Betrieb von feuerwehrtechnischen 
Zentren auf Landkreisebene zur 
Wartung und Pflege von Atem-
schutzgeräten, Schläuchen und 
sonstiger Sonderausrüstung disku-
tiert werden.

Außerdem unterstützen wir zur 
Entlastung der Ehrenamtlichen 
den Einsatz von Dienstleistenden 
des Bundesfreiwilligendienstes 
oder des Freiwilligen Sozialen Jah-
res zum Beispiel im Bereich der 
Nachwuchsgewinnung oder bei 
Verwaltungsaufgaben.

     CDU

Hauptamtliche Feuerwehrkräfte 
sollten lediglich zur Unterstützung 
des Ehrenamtes und nicht als Er-
satz für das Ehrenamt eingesetzt 
werden. Die vielen administrativen 
Aufgaben im Feuerwehrbereich, 
wie z.B. Dokumentationspflichten, 
das Schreiben der Einsatzberichte 
und vieles mehr sollten durch den 
Brandschutzträger, also die Verwal-
tungen, vorgenommen werden. 
Die aufwändigen Prüfungen der 
vielen Gerätschaften übersteigen 
oftmals die Belastbarkeitsgrenze 
von ehrenamtlichen Gerätewar-
ten. Hier muss dann im Einzelfall 
entschieden werden, ob haupt-
amtliche Gerätewarte zur Unter-
stützung der Ehrenamtlichen ein-
gestellt werden. 

Eine Initiative des Landesfeuerwehrverbandes 
und des Landes Rheinland-Pfalz.
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     CDU

Die bestehenden Angebote zur 
feuerwehrtechnischen Grund-
ausbildung an Schulen sowie die 
Schulfeuerwehren sollten weiter 
ausgebaut werden. Feuerwehr-
technische Grundbegriffe zur 
Selbsthilfe sind sicher für jeden 
Schüler interessant, und es werden 
wichtiges Sozialkompetenzen ver-
mittelt.

Im Übrigen kann durch bestimmte 
Angebote an Schulen auch Aufklä-
rung betrieben werden, wie sich 
Kinder und Jugendliche im Fall 
eines Brandes in der Wohnung ver-
halten sollen. Solche Präventions-
veranstaltungen sollten verstärkt 
von den Schulen in Kooperation 
mit den Feuerwehren unseres Lan-
des angeboten werden. Hierbei 
bietet sich zudem die Möglichkeit, 
die Arbeit der Feuerwehr den Kin-
dern und Jugendlichen vorzustel-
len und so auch neuen Nachwuchs 
für die Feuerwehren in unserem 
Land zu gewinnen.

     SPD

Aus Sicht der SPD ist der LFV ein 
bewährter Partner für die Jugend-
arbeit in der freiwilligen Feuerwehr. 
Deshalb setzt sich die SPD dafür 
ein, dass der LFV in Zukunft sogar 
über den bisherigen Umfang hin-
aus finanziell unterstützt wird, um 
diese erfolgreiche Arbeit in enger 
Kooperation mit der Landesregie-
rung fortzusetzen. 

8. Thema „Feuerwehr“ 
an Schulen: 

Um Kenntnisse in der Gefahrenab-
wehr stärker zu verbreiten, mehr 
junge Menschen für den Feuerwehr-
dienst zu gewinnen und das Wissen 
um die besondere gesellschaftliche 
Rolle der Feuerwehr deutlicher in 
der Bevölkerung zu verbreiten, gibt 
es neben der Brandschutzerziehung 
inzwischen Angebote wie „Schul-
feuerwehren“ oder auch das Wahl-
pflichtfach „Feuerwehrtechnische 
Grundausbildung an Schulen“ im 
Land. Es wird vor dem Hintergrund 
der weltpolitischen Lage wieder dis-
kutiert, wieder mehr in die Kenntnis-
se zur Selbsthilfe in der Bevölkerung 
zu investieren. Welche Möglichkeiten 
sieht Ihre Partei hier? 

     Bündnis 90/Die Grünen

Ehrenamt lebt vom Mitmachen. 
Angesichts des sich abzeichnen-
den demographischen Wandels 
ist es zwingend erforderlich, die 
Bemühungen für Nachwuchs in 
den Freiwilligen Feuerwehren zu 
verstärken. Wir Grüne sind bereits 
jetzt mit den zuständigen Minis-
terien darüber im Gespräch, das 
Thema „Feuerwehr“ als Wahlfach 
an Berufsbildenden Schulen einzu-
führen. Zielgruppe des Fachs soll-
ten 16- bis 18-Jährige sein, die in 
70 Schulstunden den Grundschein 
für den aktiven Feuerwehrdienst 
erwerben könnten.

www.deine-heimat-deine-feuerwehr.de
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Landesfeuerwehrverband 
Rheinland-Pfalz e. V.
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Telefon:  0261 97434-0
Fax:  0261 97434-34
E-Mail:   post@lfv-rlp.de
Internet:  www.lfv-rlp.de
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(In den Ferien keinen langen Donnerstag)
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